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hungen des bulgarischen Gesch�ftspartners im Außenverh�lt-
nis �berpr�fen sollte.

3. Ein weiterer Pr�fungspunkt ist die Verf�gungsbefugnis der
Person, die das dingliche Sicherungsrecht bestellt und die in
Bezug auf die zu belastende Sache bestehenden Eigentumsver-
h�ltnisse. Dies ist unter dem Gesichtspunkt der in Bulgarien
noch nicht endg�ltig gekl�rten Eigentumsverh�ltnisse im Rah-
men der dort weiter laufenden Privatisierungs- und Restituti-
onsverfahren.

4. �ußerste Vorsicht ist bei der Einholung von Ausk�nften
des bulgarischen Grundbuchamts geboten. Zwar wurde durch
das neue Gesetz �ber das Kataster und das Verm�gensregister70

das deutsche Grundbuchsystem eingef�hrt. In der �bergangs-
zeit wird es aber zu �berschneidungen mit dem alten Eintra-
gungssystem kommen. Das alte bulgarische Grundbuchsystem
war dem Franz�sischen und Belgischen vergleichbar und nicht
besonders �bersichtlich. Bulgarien kannte fr�her das System
des in Deutschland bekannten Grundbuchs nicht, vielmehr
wurden s�mtliche Verf�gungen in ein Eingangsregister ver-
merkt. Der Zeitpunkt der Eintragung bestimmte auch die ent-
sprechende Rangreihenfolge. Bei der Kl�rung der Rechtslage
m�ssen also die in der Vergangenheit vorgenommenen Eintra-
gungen unter die Lupe genommen werden, was arbeitsintensiv
und zeitaufw�ndig ist und große Konzentration verlangt.

5. Außerdem ist zu empfehlen, f�r die Bestellung der Hy-
potheken- und Pfandrechte anwaltliche Hilfe in Anspruch zu
nehmen. Dabei sollte dies ein deutschsprachiger Jurist sein, der in
der Lage w�re, die erforderlichen Unterlagen fachkundig in den
beiden Sprachen vorzubereiten. Die Dienste der Dolmetscher-
b�ros sollen nach M�glichkeit gemieden werden. Die in diesen
B�rosbesch�ftigten�bersetzer beherrschenerfahrungsgem�ß die
juristische Terminologie nicht im erforderlichen Maße.

6. Mit der Beurkundung sollten schließlich deutschsprachi-
ge Notare beauftragt werden, mit denen die juristischen Vor-
g�nge unmittelbar besprochen werden k�nnen.

7. Fiduziarische und Eigentumsvorbehaltsklauseln sollten
als Kreditsicherungsformen in Bulgarien nach M�glichkeit ge-
mieden werden. Denn die bulgarische Rechtsprechung hierzu
ist sp�rlich, die Rechtsproblematik noch nicht erfasst und ana-

lysiert. Wie bereits festgestellt, ist die Beteiligung ausl�ndischer
Personen und bulgarischer juristischer Personen mit ausl�n-
discher Beteiligung an den Privatisierungsformen nach dem
7. Kapitel des UmwPrivG nicht zul�ssig.

XI. Schlussbemerkung

Die dinglichen Sicherheiten bilden nur einen Teil der in Bul-
garien bekannten Sicherungsm�glichkeiten. Das bulgarische
Recht regelt auch schuldrechtliche Kreditsicherheiten. Dazu
geh�ren insbesondere die Zur�ckbehaltungsrechte, die B�rg-
schaft, die Forderungsabtretung, die Schuldanerkenntnis, der
Schuldbeitritt, der Garantievertrag, die Novation und die Ver-
tragsstrafe. Diese unterscheiden sich in einigen Punkten von
ihren deutschen �quivalenten, so dass bei deutschen Ge-
sch�ftsleuten Vorsicht geboten ist.

Granting security on immovables or chattels (known as ‘real security’
to differentiate from ‘personal security’, the latter meaning suretyship
or guarantee) is not the only way in Bulgaria to provide security to a
creditor. Bulgarian law does provide for other instruments which – at
least commercially – serve as security as well, which instruments are
based on existence of contractual relationship and which may either
arise by operation of the law or be expressly agreed upon. Such
instruments are right of retention, suretyship, acknowledgement of
debit, undertaking to the creditor of an additional obligor, guarantee,
novation and penalty stipulation. Such security instruments are
somewhat different from the equivalent instruments as regulated by
German law, and therefore German merchants need to be careful in
negotiating such security instruments.

Zur�ckbehaltungsrecht bei nicht ausgestellter Quittung im UN-Kaufrecht

Zugleich Anmerkung zu Kantonsgericht Nidwalden (Schweiz),
IHR 2005, 253 (in diesem Heft)

Ass.-Prof. Dr. Christiana Fountoulakis, Basel

I. Der Fall aus Nidwalden

Auch wenn die Barzahlung im internationalen Handelsverkehr
beinahe schon zu den „guten alten Zeiten“ geh�rt,1 ist sie auch
aus der heutigen Zeit nicht ganz wegzudenken. Und was die
Konsequenzen einer fehlenden Quittung – als elementarer
Massnahme zur Beweissicherung gerade im schwer rekonstru-
ierbaren Bereich der Barzahlung – sind, zeigt der folgende k�rz-
lich vom Kantonsgericht Nidwalden entschiedene Fall.2 Darin
hatten sich die deutsche K�uferin und die Schweizer Verk�ufe-
rin �ber den Verkauf mehrerer gebrauchter Landmaschinen
sowie diverser Maschinenersatzteile geeinigt. Vereinbart wor-

den war, dass die K�uferin die Ware am Sitz der Verk�uferin in
Nidwalden abhole und dabei den Kaufpreis begleiche. In der
Folge entstand Streit dar�ber, ob der Angestellte der K�uferin,
als er die bestellte Ware zum besagten Zeitpunkt in Nidwalden
abholte, der Mitarbeiterin der Verk�uferin lediglich einen
Check �ber 20’000 Schweizer Franken �berreichte (Version
Verk�uferin) oder ob er ihr zus�tzlich 10’000 Franken in bar

70 Ver�ffentlicht in: Durzaven vestnik 2000 Nr. 34. Dieses Gesetz f�hrte ein
f�r Bulgarien neues Eintragungssystem ein, das mit dem deutschen
Grundbuchsystem vergleichbar ist. Demnach werden Grundbuchbl�tter

f�r jedes Grundst�ck gef�hrt. Nach dem alten System wurden die
Grundst�cke alphabetisch sortiert nach den Namen der jeweiligen Ei-
gent�mer, weshalb dieses System un�bersichtlich war.

1 Vgl. z.B. Hager, in: Schlechtriem / Schwenzer (Hrsg.), Kommentar zum
Einheitlichen UN-Kaufrecht – CISG –, 4. Aufl., M�nchen 2004,
Art. 57 Rn. 9.

2 CISG-online 1086 = IHR 2005, 253 (in diesem Heft).
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aush�ndigte (Version K�uferin). Das Kantonsgericht hatte die
Frage zu entscheiden, ob die Verk�uferin gegen die K�uferin
einen Anspruch auf Bezahlung des Restkaufpreises in H�he von
10’000 Franken (zuz�glich Verzugszinsen) hatte.

II. Beweislast und Beweismass bei dem
CISG unterliegenden F�llen

Beim Kaufpreisanspruch (Art.62 CISG) muss der Verk�ufer
nach allgemeiner Ansicht3 Bestehen und Inhalt seines Kauf-
preisanspruches beweisen. Der K�ufer, der den Erf�llungsein-
wand erhebt, hat den Beweis zu erbringen, dass er bereits ge-
zahlt hat.4 Es lag somit im Nidwaldner Fall an der K�uferin,
darzutun, dass sie in die Mappe, die den Check in H�he von
20’000 Franken enthielt, zudem 10’000 Franken in bar beige-
legt hatte.

Die Frage, wie ein Beweis in einem dem CISG unterstehen-
den Fall erbracht werden kann, richtet sich nach der lex fori.5

Bei allen Unterschieden d�rften die jeweiligen Beweiserbrin-
gungsregeln hinsichtlich der „klassischen“ Beweismittel kaum
voneinander abweichen und unter Anderem den Akten-, Zeu-
gen- und Parteibefragungsbeweis zulassen. So h�tte die K�ufe-
rin in casu6 ebenfalls die M�glichkeit gehabt, eine Quittung
�ber die (angeblich) erfolgte Barzahlung vorzulegen, und da-
mit w�re die Sache wohl rasch entschieden gewesen. Da die
K�uferin es jedoch unterlassen hatte, eine solche zu verlan-
gen,7 musste sie sich anderer Beweismittel bedienen – mit ge-
ringem Erfolg: Die als Partei befragte Buchhalterin der K�ufe-
rin konnte sich an die fraglichen Begebenheiten nur schwer
erinnern. Sie „glaubte“, das Beilegen von Bargeld in die Map-
pe, die den Check �ber 20’000 CHF enthielt, sei erfolgt, um zu
verhindern, dass die Zahlung „�ber das Gesch�ft ,laufe’“. An
die St�ckelung des Geldes konnte sie sich erst gar nicht mehr
erinnern, ebenso wenig wusste sie, „was genau vereinbart wor-
den sei“. Ihre Erinnerung liess sie auch im Stich bei der Frage,
in welchem Bankinstitut das Geld gewechselt worden war.8 Es
braucht kaum noch erw�hnt zu werden, dass das Kantonsge-
richt den Erf�llungsbeweis als gescheitert erachtete und die
K�uferin zur Leistung des restlichen Kaufpreises zuz�glich Zin-
sen verurteilte.9

III. Die Quittung

1. Ein Rechtsvergleich

Fraglich ist, ob die K�uferin �berhaupt einen Anspruch auf
Ausstellen und Aush�ndigen einer Quittung gehabt h�tte. Man
ist geneigt, dies als selbstverst�ndlich anzusehen: Eine Reihe
nationaler Schuldrechte stellen eine entsprechende Verpflich-
tung des Gl�ubigers auf, so etwa das deutsche, schweizerische,
franz�sische, niederl�ndische und das �sterreichische Recht.10

Unter dem CISG wird nun, sofern es sich um einen entspre-
chenden Handelsbrauch (Art. 9) handelt, ein Anspruch auf
Quittung zwar bejaht, doch fehlt es an einer ausdr�cklichen
gesetzlichen Verpflichtung des Verk�ufers, eine Quittung aus-
zustellen.11

2. Rechtsnatur der Quittung

Generell wird unter der Quittung eine schriftliche Empfangs-
best�tigung verstanden.12 Der Gl�ubiger bescheinigt hiermit,
dass er die geschuldete Leistung erhalten hat. Die Quittung ist
eine zum Beweis taugliche Urkunde:13 Durch deren Vorlage im
Prozess erbringt der Schuldner den prima-facie-Beweis, dass er
erf�llt hat; es liegt sodann am Gl�ubiger, seinerseits den Erf�l-
lungseinwand zu entkr�ften.14 Die Quittung ist aber mangels
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3 Nach herrschender Auffassung ist die Frage der Beweislast im CISG

geregelt, vgl. Schlechtriem, Internationales UN-Kaufrecht, 3. Aufl., T�-
bingen 2005, Rn. 50; Hepting, in: Baumgärtel / Laumen (Hrsg.), Hand-

buch der Beweislast im Privatrecht, Bd. 2, 2. Aufl., K�ln etc.1999,
Art. 62 WKR Rn.5; Henninger, Die Frage der Beweislast im Rahmen
des UN-Kaufrechts, M�nchen 1995, 239; Jung, Die Beweislastverteilung

im UN-Kaufrecht, Frankfurt a.M. 1996, 172 ff., 184; Schlecht-

riem / Schwenzer / Ferrari, Art. 4 CISG Rn. 49, m. zahlr. Nachw. in
Fn.243.

4 Dies in Anwendung der allgemeinen Regel, dass jede Partei f�r die
tats�chlichen Voraussetzungen der ihr g�nstigen Norm beweispflichtig

ist, vgl. hierzu Schlechtriem, UN-Kaufrecht (Fn. 3), Rn. 50; Baumgärtel /

Laumen / Hepting, Art. 62 WKR Rn. 3, 5; Magnus, in: J. von Staudingers
Kommentar zum BGB mit Einf�hrungsgesetz und Nebengesetzen, Wie-

ner UN-Kaufrecht (CISG), M�nchen / Berlin 2005, Art. 4 Rn.63 ff.;
Witz, in: Witz / Salger / Lorenz, International Einheitliches Kaufrecht,
Heidelberg 2000, Art. 7 Rn. 31, m. zahlr. Nachw.

5 Vgl. Staudinger / Magnus, Art. 4 CISG Rn. 70; Schlechtriem / Schwenzer /
Ferrari, Art. 4 CISG Rn. 53.

6 Vgl. Art.142 Nidwaldner Gesetz �ber den Zivilprozess v. 20.10.1991.
7 KGer NW v. 23.5.2005, CISG-online 1086, I. (Urteilserw�gungen), 3. 3 c).
8 KGer NW v. 23.5.2005, CISG-online 1086, H. b), I. (Urteilserw�gun-

gen), 3. 3 b).
9 Angesichts der vorliegenden Beweissituation k�nnte man sich fragen,

weshalb es die Beklagte �berhaupt zu einer gerichtlichen Hauptver-

handlung kommen liess – ein Vorgehen, das sie auf �ber 8’000 Franken
an Gerichtskosten sowie Anwaltshonorar der Kl�gerin zu stehen kam,

zuz�glich der eigenen Parteivertreterkosten, vgl. KGer NW v. 23.5.2005,
CISG-online 1086, I. (Urteilserw�gungen), 6.

10 Vgl. Art. 88 Abs.1 OR, § 368 S.1 BGB, Art.6:48 NBW; § 1426 ABGB;

in Frankreich ergibt sich der Quittungsanspruch indirekt aus Art.1341
CC, wonach der Beweis von Schulden, die einen bestimmten Betrag
�bersteigen, schriftlich zu erfolgen hat; der Betrag liegt zurzeit bei J

1’500 (D�cr. No 2004-836 vom 20.8.2004, i.K. seit 1.1.2005).
11 Vgl. Herber / Czerwenka, Internationales Kaufrecht, M�nchen 1991,

Art. 59 Rn. 3. Zum Schweigen des CISG bei Nebenpflichten vgl.
Schlechtriem, Interpretation, gap-filling and further development of the
UN Sales Convention, <www.CISG-online.ch/publications/html>, Text

bei Fn. 33.
12 Vgl. § 368 Abs.1 BGB; Kaduk, in: J. von Staudingers Kommentar zum

BGB, 12. Aufl., Berlin 1994, § 368 BGB Rn. 2; Schwenzer, Schwei-

zerisches Obligationenrecht Allgemeiner Teil, 3. Aufl., Bern 2003,
Rn.76. 03.

13 R. Weber, in: Berner Kommentar zum schweizerischen Privatrecht, Bd.
VI, Bern 1983, Art. 88 OR Rn. 20, 57; Leu, in: Honsell / Vogt / Wiegand

(Hrsg.), Basler Kommentar zum Schweizerischen Privatrecht, Obliga-

tionenrecht I, 3. Aufl., Basel 2003, Art. 88 OR Rn. 3; Heinrichs, in:
Palandt, BGB, 64. Aufl, M�nchen 2005, § 368 BGB Rn. 4; Staudinger /
Kaduk, § 368 BGB Rn.10 ff., 37 ff.; Reischauer, in: Rummel, Kommentar

zum Allgemeinen b�rgerlichen Gesetzbuch, 3. Aufl., Wien 2002, § 1426
ABGB Rn.1.

14 BaslerKomm / Leu, Art. 88 OR Rn. 7; Palandt / Heinrichs, § 368 BGB

Rn. 4; Staudinger / Kaduk, § 368 BGB Rn.10.

Brought to you by | Universitaetsbibliothek Basel
Authenticated

Download Date | 10/17/17 3:27 PM



anderslautender Vereinbarung nicht ein rechtliches Aner-
kenntnis, sondern ein blosses faktisches Gest�ndnis, dass die
Leistung erfolgt ist. Der Gl�ubiger attestiert mit Ausstellen der
Quittung also nicht, dass er mit der Leistung auch zufrieden ist
und auf weitere Anspr�che verzichtet,15 sondern die Quittung
dient einzig dazu, dem Schuldner die Erbringung des Beweises,
dass er gezahlt hat, zu erleichtern.

In s�mtlichen Rechtsordnungen, die dem Schuldner einen
Anspruch auf Quittung einr�umen, kann der Schuldner seine
Leistungserbringung verweigern, solange der Gl�ubiger seiner
Ausstellungspflicht nicht nachkommt. Der Gl�ubiger befindet
sich solange im Annahmeverzug.16 Das Nichtausstellen einer
Quittung f�hrt demnach in erster Linie zu Rechtsnachteilen f�r
den Gl�ubiger. Nach h.L. ist der Anspruch auf Quittung im
deutschen Rechtskreis zudem gerichtlich durchsetzbar.17

IV. Anspruch auf Quittung unter dem CISG

Ob der Schuldner unter dem CISG vom Gl�ubiger verlangen
kann, dass er ihm bei Leistung des Vereinbarten eine Quittung
ausstelle, ist – soweit ersichtlich – noch nicht Gegenstand eines
(schieds-)richterlichen Entscheides gewesen. Es ist im Folgen-
den zu er�rtern, ob ein derartiger Anspruch unter dem CISG
besteht (IV.) und wie er gegebenenfalls durchzusetzen w�re (V.).

Den Parteien sind unter dem CISG eine Reihe von Pflichten
auferlegt, die zu den jeweiligen Hauptpflichten (Artt. 30, 53
CISG) hinzutreten. Hierzu geh�ren in erster Linie Abwick-
lungs-, Anzeige- und Obhutspflichten, die zun�chst entweder
auf vertraglicher Vereinbarung beruhen oder aber sich aus dem
Wortlaut der jeweiligen Gesetzesbestimmung ergeben.18 Dar�-
ber hinaus bringen diese in diversen Einzelregelungen veran-
kerten Pflichten aber auch die prinzipielle Wertung zum Aus-
druck, dass die Vertragsparteien untereinander kooperieren
m�ssen.19 Sie lassen sich also dahingehend verallgemeinern,
dass die eine Partei mitwirken muss, soweit die andere Vertrags-
partei darauf zur Erf�llung ihrer eigenen Pflichten angewiesen
ist.20 Aus dieser Kooperationspflicht l�sst sich folgern, dass der
Gl�ubiger dem Schuldner bei Verlangen eine Quittung auszu-
stellen hat.21 Zwar ist der Schuldner auf die Quittung nicht zur
Erf�llung seiner Pflichten angewiesen, doch ist eine Quittung
gerade bei Barzahlung in hohem Masse Voraussetzung daf�r,
dass er sich bei allf�lliger sp�terer Streitigkeit dar�ber, ob ge-
zahlt worden ist, erfolgreich zur Wehr setzen kann. Angesichts
der Tatsache, dass dem Schuldner der Erf�llungsbeweis obliegt,
ist es angemessen, vom Gl�ubiger zu verlangen, dass er ihm das
wichtigste Beweismittel hierf�r nicht vorenth�lt.22 Zeugen- und
Parteiaussagen sind demgegen�ber, wie auch der Nidwaldner
Fall zeigt, weitaus weniger verl�sslich. Die „Kooperationsleis-
tung“ des Gl�ubigers besteht beim Ausstellen einer Quittung
folglich darin, dass er dem Schuldner auf dessen Verlangen
schriftlich den Empfang der Leistung bescheinigt und ihm
nicht sein am ehesten Erfolg versprechendes Mittel f�r den
Erf�llungsbeweis verwehrt. Es ist, zusammenfassend, davon aus-
zugehen, dass der Schuldner unter dem CISG das Ausstellen
und Aush�ndigen einer Quittung verlangen kann.

V. Rechtsfolgen bei Bejahen eines
Quittungsanspruchs

1. Erf�llungsanspruch?

Eine andere Frage ist die, welche Rechtsbehelfe dem Schuldner
bei Nichtausstellen einer Quittung zur Verf�gung stehen. Man
k�nnte grunds�tzlich zun�chst an einen Erf�llungsanspruch
denken, wie ihn die deutschen Rechtsordnungen nach herr-
schender Auffassung gew�hren.23

Art. 46 Abs.1 CISG (um beim praktisch bedeutsamsten Bei-
spiel des Quittungsanspruchs bei Zahlung zu bleiben) erlaubt
dem K�ufer grunds�tzlich, vom Verk�ufer die „Erf�llung seiner
Pflichten“ verlangen, ohne dieselben n�her auszuf�hren. In der
Literatur wird unter den in Art. 46 Abs.1 CISG erw�hnten
Pflichten regelm�ssig der Anspruch auf �bergabe der Ware,
auf Verschaffung der vertraglich oder per Handelsbrauch ver-
einbarten Dokumente oder auf Erf�llung sonstiger, vertraglich
�bernommener Pflichten verstanden.24 Der nicht vertraglich
vereinbarte Quittungsanspruch f�llt unter keine dieser Katego-
rien. Er stellt nach hier vertretener Auffassung vielmehr – um
die deutsche Terminologie zu verwenden – eine Nebenpflicht
dar. Ein Erf�llungsanspruch ist nun zwar bei Nebenpflichten
nicht ausgeschlossen,25 doch steht dieser – wie jeder auf das
CISG gest�tzte Erf�llungsanspruch – jeweils unter dem Vorbe-
halt von Art. 28 CISG. F�r die Quittungsschuld ist davon aus-
zugehen, dass der Schuldner deren Erf�llung in natura vor den
Gerichten des deutschen Rechtskreises theoretisch einklagen
k�nnte, da die deutsche, �sterreichische und schweizerische
Rechtsordnung eine entsprechende Leistungsklage zulassen.26

Indes wird dies praktisch kaum je der Fall sein: Abgesehen
davon, dass selbst bei Anordnung zwangsvollstreckungsrecht-
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15 Staudinger / Kaduk, § 368 BGB Rn. 2; BernerKomm / Weber, Art. 88 OR

Rn. 23 ff.; BaslerKomm / Leu, Art. 88 OR Rn. 3.
16 Vgl. Koller, in: Guhl / Koller / Schnyder / Druey, Das Schweizerische Obli-

gationenrecht, 9. Aufl., Z�rich 2000, § 33 Rn. 2, § 36 Rn.5; Basler-

Komm / Leu, Art. 88 OR Rn. 4; BernerKomm / Weber, Art. 88 OR Rn. 46,
m.w.N.; Staudinger / Kaduk, § 368 BGB Rn. 26 f.; Palandt / Heinrichs,
§ 368 BGB Rn. 7; Reischauer, in: Rummel, § 1426 ABGB Rn. 8.

17 Vgl. BernerKomm / Weber, Art. 88 OR Rn. 47; Palandt / Heinrichs, § 368
BGB Rn.7; Staudinger / Kaduk, § 368 BGB Rn. 31 f., m.w.N.; Reischauer,
in: Rummel, § 1426 ABGB Rn.6; a.A. Schwenzer, OR AT (Fn.12),

Rn.76. 04.
18 Vgl. die Abwicklungspflichten in Artt. 32 Abs. 3, 60 lit. a); Anzeigepflich-

ten finden sich in Artt.19 Abs. 2, 21 Abs. 2, 39 Abs.1, 43, 48 Abs. 2, 65
Abs. 2, 72 Abs. 2, 88 Abs.1; Obhutspflichten sind in Artt. 85, 86 veran-
kert.

19 Vgl. nur Witz / Salger / Lorenz / Witz, Art. 30 CISG Rn.18 ff.
20 Die Kooperationspflicht gilt nach allgemeiner Auffassung als Auspr�-

gung des Grundsatzes, dass die Bestimmungen des CISG nach “good

faith” auszulegen sind (Art.7 Abs.1 CISG), vgl. statt Vieler Witz / Sal-

ger / Lorenz / Witz, Art. 7 CISG Rn.15, m.w.Nachw.
21 So auch Witz, FS Schlechtriem, T�bingen 2003, 291, 295 Fn.17.
22 Dies gilt umso mehr, als nur die vom jeweiligen Gl�ubiger ausgestellte

Quittung Beweiseignung hat, nicht jedoch die eines Dritten, vgl. Ber-

nerKomm / Leu, Art. 88 OR Rn. 36; Staudinger / Kaduk, § 368 BGB

Rn. 34.
23 Vgl. dazu oben sub III.2.
24 Vgl. statt Vieler Schlechtriem / Schwenzer / Müller-Chen, Art. 46 CISG

Rn.6; Witz / Salger / Lorenz / Salger, Art. 46 CISG Rn. 3.
25 Vgl. nur Schlechtriem / Schwenzer / Müller-Chen, Art. 28 CISG Rn.6.
26 Vgl. oben sub III.2.
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licher Massnahmen keine Gew�hr daf�r besteht, dass der Gl�u-
biger die Quittung auch tats�chlich ausstellt,27 ist es schlicht
nicht denkbar, dass der Schuldner auf Erf�llung seines Quit-
tungsanspruchs klagt. Er m�sste beweisen, dass er seinerseits
erf�llt hat, und dazu genau den Beweis erbringen, zu dem er
eine Quittung br�uchte und dessentwegen er seinen Anspruch
auf Quittung einklagt. Der Schuldner steht damit, wenn er auf
Erf�llung der Quittungsschuld klagt, beweisrechtlich vor genau
der Situation, die er vermeiden will, n�mlich den Beweis, dass
er erf�llt hat, ohne Quittung f�hren zu m�ssen.28 Ihm ein Kla-
gerecht auf Erf�llung der Quittungsschuld einzur�umen, ist
folglich in der Praxis ohne jegliche Bedeutung.

2. Zur�ckbehaltungsrecht

a) Zurückbehaltungsrecht als praktisches Bedürfnis

Gedient w�rde dem Schuldner hingegen dann, wenn er bei
Nichtausstellen der Quittung ein Zurückbehaltungsrecht aus�ben
k�nnte, dahingehend, dass er nicht zu leisten braucht, solange
der Gl�ubiger die gew�nschte Quittung nicht �berreicht. Er
soll mit seiner Leistung zuwarten d�rfen, bis ihn der Gl�ubiger
durch Ausstellen einer Quittung in die Lage versetzt, in einem
allf�lligen sp�teren Streit dar�ber, ob geleistet worden ist, einen
physischen – und damit verglichen mit anderen Beweismitteln
handfesteren – Beweis vorlegen zu k�nnen. In den erw�hnten
Rechtsordnungen beinhaltet der Quittungsanspruch stets ein
solches Zur�ckbehaltungsrecht.29 Dieses ist in Art. 6:48 Abs. 3
NBW zudem explizit verankert.30

b) Fehlende ausdrückliche Regelung

Das CISG enth�lt keine allgemeine Bestimmung, dass eine
Partei ihre Leistung jeweils zur�ckbehalten kann, wenn die
andere Partei einer ihrer Pflichten nicht nachkommt. Aus-
dr�cklich wird ein Zur�ckbehaltungsrecht einzig punktuell fest-
gehalten, n�mlich f�r den Fall, dass die Partei, die zur Erhaltung
der Ware verpflichtet ist und entsprechende Massnahmen daf�r
getroffen hat, die angemessenen Aufwendungen von der ande-
ren Partei nicht erstattet erh�lt; hier kann die obhutsverpflich-
tete Partei die Ware zur�ckbehalten, bis die andere Partei Auf-
wendungsersatz leistet (Art. 85, S. 2, Art. 86 Abs.1, S. 2).31 Zu-
dem gew�hrt Art. 71 CISG derjenigen Partei die Aussetzung
ihrer Vertragserf�llung, deren Vertragspartnerin einen wesent-
lichen Teil ihrer Pflichten nicht zu erf�llen droht. Art. 58 CISG
schliesslich statuiert das Zug-um-Zug-Prinzip f�r die Durchf�h-
rung der synallagmatischen Verkn�pfung von Kaufpreiszahlung
und Lieferung der Ware bzw. der Dokumente, die zur Verf�gung
�ber die Ware berechtigen. Das CISG sieht aber abgesehen von
diesen Bestimmungen kein allgemeines right of retention vor, das
Art. 82 OR, § 273 BGB entspr�che.32 Es fehlt also eine Rege-
lung dahingehend, dass eine der Vertragsparteien mit ihrer Leis-
tung auch dann zuwarten kann, wenn das S�umnis der anderen
Partei nicht ihre Hauptpflichten, sondern eine sonstige Ver-
tragspflicht betrifft.

c) Allgemeines Zurückbehaltungsrecht als ‘‘general principle’’
Nach der herrschenden Lehre kann aus den punktuellen Re-
gelungen des Zur�ckbehaltungsrechts im CISG ein „allgemei-
ne[r] und zur Regelbildung nach Art.7 II CISG geeignete[r]
Grundsatz“33 abgeleitet werden, der in gewissen F�llen ein den
Umst�nden angepasstes Zur�ckbehaltungsrecht der eigenen
Leistung gestattet.34 Dieses allgemeine Zur�ckbehaltungsrecht
geht �ber die Zug-um-Zug-Regelung f�r die Hauptleistungs-

pflichten des Art. 58 hinaus, indem es sich auch auf subsidi�re
Vertragspflichten erstreckt. Es stellt – verstanden in diesem
umfassenden Sinne – einen ungeschriebenen, generellen
Rechtsbehelf dar f�r s�mtliche Situationen, in denen die an-
dere Partei einer ihrer Pflichten nicht nachkommt.

Es liegt auf der Hand, dass das Recht, die eigene Leistung bei
Nichterf�llung durch die andere Partei tempor�r auszusetzen,
wie s�mtliche Rechtsbehelfe unter dem CISG gewissen Voraus-
setzungen unterliegt: Es gilt zum einen nur f�r „bestimmte F�l-
le“, und es muss zum anderen „verh�ltnism�ssig“ ausge�bt wer-
den.35 Was den ersten Vorbehalt angeht, so wird angenommen,
dass das CISG ein allgemeines Zur�ckbehaltungsrecht nur f�r
die F�lle gew�hrt, bei denen es sich um die Verletzung einer
CISG-internen Pflicht, d.h. um die gegenseitige Abwicklung
von Leistungspflichten aus dem Kaufvertrag handelt.36 Anspr�-
che ausserhalb des Anwendungsbereichs des CISG, beispiels-
weise aus ungerechtfertigter Bereicherung, fallen ausser Be-
tracht; ein allf�lliger Zur�ckbehaltungsanspruch richtet sich
hier nach dem gem�ss Art. 7 Abs. 2, 2. Alt. berufenen IPR.

Die Aus�bung eines Zur�ckbehaltungsrechts muss ferner
verh�ltnism�ssig sein. An was ist diese Verh�ltnism�ssigkeit
aber zu messen? Der in Art.71 CISG vorgegebene Massstab
d�rfte dabei zu hoch sein: Die Voraussetzung der drohenden
Nichterf�llung eines „wesentlichen Teils der Pflichten“ w�rde
– obwohl daran niedrigere Anforderungen gestellt sind als an
den fundamental breach in Art. 25 –37 dazu f�hren, dass ein
Retentionsrecht bei nicht erf�llter Nebenpflicht regelm�ssig
ausgeschlossen w�re.38 Wie tief die Messlatte liegt, kann aber
in abstracto auch nicht gesagt werden. Ausschlaggebend wird
vielmehr die fallbezogene reasonability sein. Das Zur�ckbehal-
ten der eigenen Leistung muss, mit anderen Worten, „dem
mangelverursachten Nachteil angepasst“39 sein. Dies bedeutet
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27 Vgl. dazu BernerKomm / Weber, Art. 88 OR Rn. 47.
28 Vgl. auch Reischauer, in: Rummel, § 1426 ABGB Rn. 8, zur Begr�ndung

des Anspruchs auf Quittierung Zug um Zug gegen Zahlung.
29 Vgl. die Nachw. in Fn.16.
30 Art. 6:48 Abs. 3 NBW: „Der Schuldner kann die Erf�llung seiner Ver-

bindlichkeit verweigern, wenn der Gl�ubiger die Vorschrift des ersten
Absatzes [d.h. das Ausstellen einer Quittung, Anm. d.Verf.] nicht er-

f�llt.“
31 Vgl. dazu etwa Cour de Cassation, 4.1.1995, CISG-online 138.
32 Art. 82 OR, § 273 BGB verlangen lediglich, dass der Anspruch des

Gl�ubigers und der Gegenanspruch des Schuldners auf demselben
rechtlichen Verh�ltnis beruhen. Diese Konnexit�t ist demnach nicht

nur f�r den Austausch der vertraglichen Hauptpflichten zu bejahen,
sondern immer dann, wenn die beiderseitigen Leistungsversprechen
ihre Grundlage in demselben Vertragsverh�ltnis haben, vgl. Palandt /

Heinrichs, § 273 BGB Rn. 4, 9; BernerKomm / Leu, Art. 82 OR Rn. 80.
33 Schlechtriem, UN-Kaufrecht (Fn. 3), Rn. 42d.
34 Vgl. Schlechtriem, Interpretation (Fn.11), Text bei Fn. 35, 37 ff.; ders.,

UN-Kaufrecht (Fn. 3), Rn. 42d; Witz, FS Schlechtriem, T�bingen 2002,
291, 295; Witz / Salger / Lorenz / Witz, Art. 7 CISG Rn. 28; Schlechtriem /

Schwenzer / Müller-Chen, Art. 45 CISG Rn. 22; vgl. auch die Aufz�hlung
bei P. Huber, IPRax 2001, 557, 559 Fn.5.

35 Vgl. Schlechtriem, UN-Kaufrecht (Fn. 3), Rn. 42d.
36 Vgl. Witz, FS Schlechtriem (Fn. 21), 291, 296; Schlechtriem, Interpreta-

tion (Fn.11), Text bei Fn. 38.
37 Vgl. Art. 72 CISG, wonach die drohende wesentliche Vertragsverletzung

i.S.v. Art. 25 weitergehende Rechte ausl�st.
38 Anders insofern Witz, FS Schlechtriem (Fn. 21), 291, 295 Fn. 20, wo-

nach jeweils die Wesentlichkeitsschwelle des Art. 71 zu beachten sei.
39 Vgl. Schlechtriem, Interpretation (Fn.11), Text bei Fn. 49.
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insbesondere, dass nur der Teil der Leistung zur�ckbehalten
werden darf, der der ausstehenden Gegenpflicht wertm�ssig
entspricht.40

d) Anwendung der Grundsätze auf den Quittungsanspruch
Kann nun der Schuldner, dem keine Quittung ausgestellt wird,
im Rahmen des CISG seine Leistung zur�ckbehalten? Als
Grundlage daf�r kommen grunds�tzlich die Unsicherheitsein-
rede nach Art.71 oder aber das nach Art. 7 Abs. 2 als general

principle anerkannte allgemeine Zur�ckbehaltungsrecht in Be-
tracht.

Die Unsicherheitseinrede k�nnte der Quittungsgl�ubiger
nur dann erheben, wenn die Pflicht zur Ausstellung einer Quit-
tung als „wesentlicher Teil“ der Vertragspflichten der anderen
Partei qualifiziert w�rde. Dies wird jedoch, sofern die Parteien
der Quittung nicht per Vertragsabrede eine besondere Bedeu-
tung zusprechen, kaum je der Fall sein.41

Darf sich der Quittungsgl�ubiger stattdessen auf den allge-
meinen Grundsatz (Art. 7 Abs. 2 CISG) berufen, dass Pflichten
bei S�umnis der anderen Partei ausgesetzt werden k�nnen? Im
Ergebnis d�rfte dies kaum zu bezweifeln sein, doch zeigen sich
beim Quittungsanspruch insofern Schwierigkeiten, als die
oben42 dargestellten Voraussetzungen f�r ein allgemeines Zu-
r�ckbehaltungsrecht nicht tel quel angewendet werden k�nnen.

Zwar ist die Voraussetzung, dass es sich um die gegenseitige
Abwicklung von Leistungspflichten aus dem CISG-Vertrag
handeln muss, unproblematisch, wenn es um das hier diskutier-
te Problem geht, dass die Quittung den Erhalt des Kaufpreises
bescheinigen soll: Es ist gezeigt worden, dass der Anspruch auf
Quittung Ausdruck der im CISG verankerten Kooperations-
pflicht ist.43 Somit handelt es sich sowohl bei der Quittung wie
auch bei der zu quittierenden Leistung um CISG-interne An-
spr�che.

Wie steht es aber mit der Forderung, dass ein Zur�ckbehal-
tungsrecht nur dem mangelverursachten Nachteil entspre-
chend ausge�bt werden kann? Diese Voraussetzung will f�r den
Fall des Zur�ckbehaltens der Leistung bei Nichtausstellen der
Quittung nicht recht passen. Sie ist denn auch auf der Grund-
lage „klassischer“ Sachm�ngel-F�lle entwickelt worden, in de-
nen die Frage eines allgemeinen Zur�ckbehaltungsrechts neben
die sonstigen, explizit aufgef�hrten Rechtsbehelfe tritt.44 In
diesen F�llen kann der K�ufer, anstatt sein Zur�ckbehaltungs-
recht auszu�ben, je nach den Umst�nden auch Erf�llung, Ver-
tragsaufhebung, Minderung oder Schadenersatz verlangen.45

Ob er zus�tzlich dazu ein Zur�ckbehaltungsrecht hat, ist folge-
richtig davon abh�ngig zu machen, ob dieses dem mangelver-
ursachten Nachteil auch angemessen ist.

Der Quittungsgl�ubiger, dem es einzig darum geht, eine
Quittung f�r seine Leistung zu erhalten, kann mit der erw�hn-
ten Auswahlm�glichkeit an Rechtsbehelfen nichts anfangen.
Ihm ist einzig mit einem Zur�ckbehaltungsrecht gedient. Ohne
Quittung erw�chst ihm ein betr�chtlicher beweistechnischer
Nachteil f�r s�mtliche, sp�ter allf�llig auftretenden Situatio-
nen, in denen er die Beweislast wird tragen m�ssen: Beweis-
probleme m�gen – wie im Nidwaldner Fall – bei Erheben des
Erf�llungseinwands auftreten. Der Quittungsgl�ubiger wird
aber beispielsweise auch, wenn er wegen wesentlicher Pflicht-
verletzung den Vertrag aufhebt und auf R�ckzahlung des Kauf-
preises klagt, dessen Zahlung zun�chst beweisen m�ssen. Die
gesamte Rechtsbehelfspalette, die im Falle der Lieferung sach-
m�ngelbehafteter Ware zur Verf�gung steht, bleibt dem K�ufer,
der seine Anspr�che nicht gen�gend beweisen kann, verschlos-
sen.46

Es ist deshalb davon auszugehen, dass das Zur�ckbehalten
der Leistung bei nicht ausgestellter Quittung stets verh�ltnis-
m�ssig ist; auf eine weitergehende Angemessenheitspr�fung,
wie im Falle der Lieferung sachm�ngelbehafteter Ware, kommt
es hier nicht an. Die einzige Einschr�nkung, die sich aus dem
Verh�ltnism�ssigkeitsgrundsatz ergibt, ist die, dass sich die zu-
r�ckbehaltene Leistung und die nicht ausgestellte Quittung
umfangm�ssig entsprechen m�ssen: Soll nur eine Teilleistung
quittiert werden, so ist entsprechend dem Grundsatz des „man-
gelverursachten Nachteils“ ein Zur�ckbehaltungsrecht nur hin-
sichtlich dieser Teilleistung m�glich.47 Der Schuldner, der kei-
ne Quittung erh�lt, darf demnach unter dem CISG seine Leis-
tung stets zur�ckbehalten, bis sich der Gl�ubiger bereit erkl�rt,
eine Quittung auszustellen.

VI. Zusammenfassung

Das CISG sieht zwar den Anspruch auf Ausstellen und Aus-
h�ndigen einer Quittung nicht explizit vor. Dieser kann aber
aus der unter Art. 7 Abs.1 CISG anerkannten Pflicht zur Ko-
operation zwischen den Vertragsparteien hergeleitet werden.
Das Interesse des Schuldners an einer Quittung beruht auf rein
prophylaktischen �berlegungen. Er will die Quittung, um – je
nach Rechtsstreit – den ihm auferlegten Beweis erfolgreich
f�hren zu k�nnen. Deshalb ist ihm mit dem gew�hnlichen
Rechtsbehelfsinstrumentarium nicht gedient. Er wird einzig an
einem Zur�ckbehaltungsrecht interessiert sein. Ein allgemei-
nes, �ber die punktuellen gesetzlichen Regelungen hinausge-
hendes Zur�ckbehaltungsrecht wird von der herrschenden Leh-
re bejaht, wobei insbesondere verlangt wird, dass es verh�ltnis-
m�ssig, d.h. „dem mangelverursachten Nachteil“ angepasst sei.
Gest�tzt auf dieses allgemeine Zur�ckbehaltungsrecht hat der
Schuldner die M�glichkeit, seine Leistung bis zum Erhalt einer
Quittung zu verweigern. Aufgrund der besonderen, rein beweis-
technischen Funktion der Quittung ist davon auszugehen, dass
die Voraussetzung der Verh�ltnism�ssigkeit, sofern sich zu quit-
tierende Leistung und Quittung entsprechen, beim Quittungs-
anspruch stets erf�llt ist.

40 So w�re es etwa unverh�ltnism�ssig, wenn bei einem Vertrag auf Lie-
ferung und Installation einer kompletten Abgasreinigungsanlage der
K�ufer den gesamten Kaufpreis zur�ckh�lt, weil der Verk�ufer die Mon-

tage eines Nebenrohrs unterlassen hat.
41 So auch Witz, FS Schlechtriem (Fn. 21), 291, 294.
42 Sub V.2.c).
43 W�re hingegen der Anspruch auf Quittung nicht dem CISG zu entneh-

men, weil man ihn nicht als Auspr�gung einer allgemeinen Kooperati-

onspflicht ansehen will, und k�me man dar�ber hinaus zum Schluss,
dass das CISG diese Frage auch nicht im Sinne eines qualifizierten
Schweigens dahingehend regelt, dass ein solcher Anspruch nicht gege-

ben ist, so m�sste daf�r das nach dem IPR des Forums berufene Recht
beigezogen werden. Entsprechend m�sste auch die Frage, ob ein allf�llig

existierender Anspruch auf Quittung dem Quittungsgl�ubiger ein Zu-
r�ckbehaltungsrecht hinsichtlich der zu quittierenden Leistung gibt,
ausserhalb des CISG gesucht werden.

44 Vgl. die f�r bestimmte Konstellationen erarbeiteten Kriterien bei
Schlechtriem, Interpretation (Fn.11), Text ab Fn. 48.

45 Vgl. Art. 45 Abs.1 CISG.
46 Vgl. auch Reischauer, in: Rummel, § 1426 ABGB Rn. 6.
47 So explizit Art. 88 Abs. 2 OR.
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The CISG does not explicitly provide for the debtor’s right to obtain a
receipt confirming that he has performed his obligations. However,
invoking the observance of good faith in international trade in the
interpretation of the CISG, Art. 7(1) imposes on the parties the duty
to cooperate. It is therefore argued that the right to obtain a receipt
can be established under that duty to cooperate.
Though, subject to Art. 28 CISG, the debtor might enforce his right to
obtain a receipt, the only suitable remedy is the right to withhold
performance until the creditor makes out a receipt. The CISG does
not explicitly provide for a general right of retention; there are,

however, single provisions establishing a right to withhold perfor-
mance in specific situations. From this, there can be derived a general
principle within the meaning of Art. 7(2) CISG that where one party
unjustifiably refuses to fulfil any of his duties, the other party may
withhold performance unless it would be inappropriate to do so. It is
argued that as far as the right to obtain a receipt is concerned,
withholding performance will always be an appropriate remedy,
provided that the withheld performance corresponds to the sum that
should be indicated in the receipt.

Entscheidungen

UN-Kaufrecht (CISG)

Art. 27, 39 CISG

Der K�ufer hat zu beweisen, dass die M�ngelr�ge recht-
zeitig und geh�rig abgesandt wurde; das Verlustrisiko be-
z�glich der Mitteilung tr�gt hingegen der Verk�ufer.

[Leitsatz der Redaktion]

The buyer has the burden of proving that he has notified the
seller duly and timely of a non conformity; the seller bears the
risk of loss of such notice.

�sterreich: OGH, Urteil vom 24.5.2005 – 4Ob80/05a

(Vorinstanzen: Landesgericht Klagenfurt, Urteil vom 20.1.2005
– GZ 3 R 362/04a-54; Bezirksgericht V�lkermarkt, Urteil vom
28.7.2004 – GZ 2 C 1243/02a-45)

Begr�ndung

Entgegen dem – den Obersten Gerichtshof nicht bindenden
(§ 508a Abs.1 ZPO) – Ausspruch des Berufungsgerichts ist die
Revision nicht zul�ssig, weil die Entscheidung nicht von einer
erheblichen Rechtsfrage im Sinne des § 502 Abs.1 ZPO ab-
h�ngt: Das Berufungsgericht hat den Zul�ssigkeitsausspruch mit
schwerwiegenden Bedenken der Lehre gegen die von ihm an-
gewandte Rechtsprechung zu § 377 Abs. 4 HGB (rechtzeitige
Absendung der M�ngelr�ge gen�gt) und mit der Rechtspre-
chung des BGH zur Empfangsbed�rftigkeit der M�ngelr�ge be-
gr�ndet. Es hat dabei verkannt, dass § 377 Abs. 4 HGB hier
nicht anzuwenden ist:

Nach Art.1 Abs.1 lit. a des �bereinkommens der Vereinten
Nationen �ber den internationalen Warenkauf (UN-Kauf-
recht) ist dieses �bereinkommen auf Vertr�ge �ber Waren zwi-
schen Parteien anzuwenden, die ihre Niederlassung in verschie-
denen Staaten haben, wenn diese Staaten Vertragsstaaten sind.
Die Kl�gerin hat ihren Sitz in Rum�nien, die Beklagte in �s-
terreich. Beide Staaten sind Vertragsstaaten des UN-Kauf-
rechts, �sterreich seit 29.12.1987, Rum�nien seit 22.5.1991. Die
Parteien haben nicht behauptet, gem�ß Art.6 leg cit die An-

wendung des �bereinkommens ausgeschlossen oder abwei-
chende Bestimmungen vereinbart zu haben; auf den gegen-
st�ndlichen Kaufvertrag ist daher UN-Kaufrecht anzuwenden.

Nach Art. 39 Abs.1 leg cit verliert der K�ufer das Recht,
sich auf eine Vertragswidrigkeit der Ware zu berufen, wenn er
sie dem Verk�ufer nicht innerhalb einer angemessenen Frist
nach dem Zeitpunkt, in dem er sie festgestellt hat oder h�tte
feststellen m�ssen, anzeigt und dabei die Art der Vertragswid-
rigkeit genau bezeichnet. Gem�ß Art. 27 nimmt (ua) das
Nichteintreffen einer Anzeige einer Partei nicht das Recht,
sich auf die Mitteilung zu berufen. Der K�ufer hat daher (nur)
zu beweisen, dass die M�ngelr�ge rechtzeitig und geh�rig erho-
ben (abgesendet) wurde; das Verlustrisiko tr�gt hingegen der
Verk�ufer (1 Ob 273/97x = JBl.1999, 252; Karollus in Honsell,
Kommentar zum UN-Kaufrecht, Art. 27 Rz 16; Kramer in Strau-
be3, §§ 377, 378 HGB Rz 46).

Nach dem festgestellten Sachverhalt hat die Beklagte der
Kl�gerin mit Brief vom 17.5.2001 die Verunreinigung des gelie-
ferten Mahlguts mitgeteilt; damit hat die Beklagte – wie oben
dargelegt – ihr Recht gewahrt, sich auf die Vertragswidrigkeit
der Ware zu berufen. Ob im Anwendungsbereich des § 377
Abs. 4 HGB anders zu entscheiden w�re, ist f�r den vorliegen-
den Fall ohne Bedeutung. Die Revision war somit zur�ckzuwei-
sen.

[. . .]

Art. 8, 9 CISG

Zur Einbeziehung deutschsprachiger AGB in Kaufvertr�ge
zwischen einer �sterreichischen und einer italienischen Fir-
ma.

[Leitsatz der Redaktion]

On the incorporation of general business terms in German
language into sales contracts between an Austrian and an
Italian company.

�sterreich: OLG Linz, Urteil vom 8.8.2005 – 0 3 R 57/05 f
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